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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-5737/06
von Michael Cashman (PSE), Sophia in 't Veld (ALDE), Raül Romeva i Rueda (Verts/ALE) und 
Alexander Stubb (PPE-DE)
an den Rat

Betrifft:Verweigerung des Rechts auf Versammlungsfreiheit für Lesben und Schwule in Moldawien

In den jüngsten Monaten führten Angehörige der Stadtverwaltung Chişinău, der Polizei und von 
Ministerien der moldawischen Regierung eine abgestimmte Kampagne durch mit dem Ziel, der LGBT 
Community das Recht auf Versammlungsfreiheit streitig zu machen. Ihr Recht, eine friedliche 
Versammlung abzuhalten, wurde bei vier Gelegenheiten verweigert.

Die Gewährleistung der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten ist ein Schlüsselelement 
der Europäischen Nachbarschaftspolitik und – im Rahmen dieser Politik – des Gemeinsamen 
Aktionsplans EU/Moldawien. Die Unterstützung von Menschenrechtsaktivisten ist eine Priorität der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik. Diese Faktoren in Verbindung mit den Artikeln 12 und 
21 der Charta der Grundrechte sind eine zwingende Grundlage für die EU, entschiedene Maßnahmen 
zur Unterstützung der LGBT Community Moldawiens zu ergreifen.

Außerdem wird der moldawischen Regierung im Gemeinsamen Aktionsplan EU-Moldau die 
Verpflichtung zur „Umsetzung von Rechtsvorschriften zur Bekämpfung von Diskriminierung und 
gesetzlichen Bestimmungen zur Gewährleistung der Rechte von Minderheiten in Übereinstimmung 
mit europäischen Normen“ (Priorität 4) auferlegt. Außerdem ist die moldawische Regierung nach dem 
Gemeinsamen Aktionsplan zur Umsetzung des Nationalen Aktionsplans zur Förderung der 
Menschenrechte verpflichtet, in dem vorgesehen ist, dass bis Ende 2006 Rechtsvorschriften erlassen 
werden, in denen die „strafrechtliche Verfolgung wegen erniedrigender oder entwürdigender 
Behandlung bzw. wegen Handlungen zum Nachteil einer Person wegen seiner/ihrer homosexuellen 
Orientierung sowie wegen Anstiftung zu Hass gegen Personen mit homosexueller Orientierung“ 
(Kapitel 12, die Rechte sexueller Minderheiten) vorgesehen wird. Den von der moldawischen 
Zivilgesellschaft übermittelten Informationen zufolge hat die moldawische Regierung ungeachtet der 
Tatsache, dass die Frist bald abläuft, keinerlei Maßnahmen ergriffen.

Welche Maßnahmen wird der Rat jetzt gegenüber den moldawischen Regierungsstellen im Zuge der 
Menschenrechtsstrategie der GASP und im Rahmen der Europäischen Nachbarschaftspolitik 
ergreifen, um die moldawischen Regierungsstellen zu veranlassen, 

– das pauschale Verbot der Versammlungsfreiheit aufzuheben und

– umfassende Maßnahmen zur Bekämpfung von Intoleranz und Diskriminierung durch 
staatliche Akteure und andere zum Nachteil der LGBT Community zu ergreifen?


